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Der monatliche Demokratie-Newsletter bietet einen Überblick über die wichtigsten Entwick-
lungen im Bereich der Demokratie und der politischen Rechte. Er beinhaltet eine Auswahl 
relevanter Medienberichte, Urteile, Details zu nationalen Volksinitiativen und Hinweise auf 
neue juristische Publikationen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Schweiz. Wir achten 
hierbei darauf, dass auch wichtige und aktuelle Themen aus den Bereichen Föderalismus, 
Politik, Staats- und Rechtsphilosophie sowie Fragen aus dem öffentlich-rechtlichen Verfah-
rensrecht aufgeführt werden. 
 
Herausgeber des Newsletters sind seit Januar 2025 das Zentrum für Demokratie Aarau 
(ZDA) und der Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht unter besonderer Be-
rücksichtigung von Demokratiefragen an der Universität Zürich von Prof. Dr. Andreas Glaser. 
Begründet wurde der Demokratie-Newsletter im August 2017 durch Prof. Dr. Dr. Andreas 
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geschichte sowie Staats- und Rechtsphilosophie an der Universität Zürich. 
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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 

05.11.2025, S. 2  

Last-Minute-Deal gescheitert: Kein Gegenvorschlag zur SVP-Initiative.  
10-Millionen-Schweiz. Es hat nicht geklappt: Die Staatspolitiker im Stände-
rat können sich nicht auf einen Gegenvorschlag einigen. Nun kommt es 

wohl im kommenden Juni zu einer schicksalhaften Abstimmung. (Link) 

 

 06.11.2025, S. 7 

Bundesrat will kein Recht auf Einbürgerung. Regierung präsentiert Argu-
mente gegen die Demokratieinitiative. (Link) 

 

 

07.11.2025, S. 17 

Rekurs gefährdet Umsetzung der neuen Parkkartenverordnung. Verkehrs-
politik – Nach der Abstimmung gehen Fussverkehrsverbände juristisch ge-
gen die neuen Parkierregeln vor. (Link) 

 

 

10.11.2025, S. 10  

[Politkolumne von Adrian Vatter und Rahel Freiburghaus] Desinformation – 
die unterschätzte Gefahr für die Schweizer Demokratie. Der Anteil von Men-
schen ohne Newskonsum ist zu hoch. Gefragt sind jetzt unsere Schulen 
und Unternehmen. Wir alle müssen lernen, Falschmeldungen besser zu er-
kennen. (Link)  

 

 10.11.2025, S. 12 

Noch NGO oder schon Partei? Die Steuerbefreiung von politisch aktiven 
Organisationen wie Greenpeace gerät unter Druck – es geht um sehr viel 
Geld. (Link)  

 

 

https://www.tagesanzeiger.ch/10-millionen-schweiz-kein-gegenvorschlag-zur-svp-initiative-838190571031
https://www.nzz.ch/schweiz/weniger-willkuer-oder-weniger-integration-bundesrat-argumentiert-gegen-die-demokratie-initiative-ld.1910435
https://www.tagesanzeiger.ch/parkkartenverordnung-zuerich-rekurs-gegen-trottoirparkieren-822191502596
https://www.tagesanzeiger.ch/desinformation-wie-die-schweiz-ihre-demokratie-schuetzt-638860034925
https://www.nzz.ch/zuerich/zuerich-der-druck-steigt-ngo-die-steuerbefreiung-zu-entziehen-ld.1910691
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 11.11.2025, S. 13 

Fake-News-Vorwürfe im Abstimmungskampf. Auf einem Flyer erwecken die 
Gegner des Vorkaufsrechts den Eindruck, die Stadt Zürich sei gegen die 
Initiative – das ist aber falsch. (Link) 

 

 

12.11.2025, S. 3 

Tausende Unterschriften sind plötzlich nicht mehr gültig. Harte Tour bei 
Volksrechten. Der Bund verschärft seine Praxis bei Volksbegehren – ohne 
die Stimmberechtigten zu informieren. Initiativkomitees sprechen von einem 
«Fiasko». (Link) 

 

 

15.11.2025, S. 19 

Fall Isabel Garcia kommt nochmals vors Bundesgericht. Parteiwechsel – 
hat die Kantonsrätin 2023 ihre Wählerschaft getäuscht? Das Verwaltungs-
gericht entschied: Nein. Die Gegner sehen das anders. (Link) 

 

 

18.11.2025, S. 2 

Parlamentarier kritisieren Zoll-Deal. Schweiz – USA. Linke finden die gefun-
dene Einigung «einseitig», ein Bürgerlicher stimmt zu. Gleichzeitig nehmen 
die Kontrolleure des Parlaments die Arbeit der Regierung unter die Lupe. 
(Link)  

 

 19.11.2025, S. 19 

[Gastkommentar von Hansjörg Seiler] Das obligatorische Referendum ist 
zwingend. Die mit dem neuen EU-Vertragswerk verbundene Übernahme 
der Unionsbürgerrichtlinie steht im Widerspruch zur Bundesverfassung. 
Deshalb setzt das Vertragspaket eine Änderung der Bundesverfassung vo-
raus. (Link) 

 

 

https://www.nzz.ch/zuerich/fake-news-debatte-um-zuercher-abstimmungen-stadtrat-kritisiert-irrefuehrung-ld.1911079
https://www.tagesanzeiger.ch/volksbegehren-tausende-unterschriften-sind-ploetzlich-ungueltig-982008758092
https://www.tagesanzeiger.ch/isabel-garcia-parteiwechsel-fall-erneut-vor-bundesgericht-996296368851
https://www.tagesanzeiger.ch/zoelle-usa-parlamentarier-kritisieren-trump-deal-320564364111
https://www.nzz.ch/meinung/warum-das-obligatorische-referendum-fuer-die-bilateralen-iii-zwingend-ist-ld.1911096
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 24.11.2025, S. 11 

AL fordert Werbeverbot – und erhält Absage für eigene Plakate. Die Alter-
nativen zeigen sich empört und sprechen von einem Angriff auf die Demo-
kratie. (Link)  

 

 25.11.2025, S. 9  

Bundesrat ist beim Ständemehr in Erklärungsnot. Die EU-Verträge haben 
laut der Landesregierung keinen Verfassungsrang, deshalb reiche das 
Volksmehr – etliche Juristen sehen das anders. (Link) 

 

 Plädoyer 06/2026, 25.11.2025 

Im Dienst von Recht und Demokratie. Verfassungsrecht: Die Venedig-Kom-
mission berät seit 35 Jahren Staaten, wie sie Rechtsstaatlichkeit, Grund-
rechte und Wahlen verwirklichen können. Ihre Empfehlungen sind nicht bin-
dend – sie zu ignorieren, kann aber schwerwiegende Folgen haben. (Link) 

 

 Plädoyer 06/2025, 25.11.2025  

Prognosen müssen klar erkennbar sein. Politische Rechte: Trotz falschen 
Prognosen im Abstimmungsbüchlein muss die AHV-Abstimmung von 2022 
nicht wiederholt werden. Nun liegt das begründete Urteil vor. Staatsrechtler 
Andreas Glaser kritisiert die Argumentation des Bundesgerichts. (Link) 

 

 29.11.2025, S. 13 

Bananenrepublik nach Genfer Art. Vernier, die zweitgrösste Stadt des Kan-
tons, muss nach einem Wahlbetrug erneut wählen. Vernier hat seit Monaten 
kein Gemeindeparlament, weil die erste Wahl annulliert wurde. Die Betrugs-
masche der Partei von Pierre Maudet offenbart die Anfälligkeit von Brief-
wahlen in der Schweiz. (Link)  

 

 

https://www.nzz.ch/zuerich/alternative-liste-fordert-werbeverbot-nun-lehnt-goldbach-neo-al-wahlverbung-ab-ld.1912989
https://www.nzz.ch/schweiz/verzicht-aufs-staendemehr-der-bundesrat-ist-in-erklaerungsnot-ld.1913200
https://www.plaedoyer.ch/artikel/artikeldetail/im-dienst-von-recht-und-demokratie
https://www.plaedoyer.ch/artikel/artikeldetail/prognosen-muessen-klar-erkennbar-sein
https://www.nzz.ch/schweiz/bananenrepublik-a-la-suisse-die-zweitgroesste-genfer-stadt-muss-erneut-waehlen-und-erneut-wahlbetrug-fuerchten-ld.1914101
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2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 17. Oktober 2025 (1C_532/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 in Sachen 
Bundesbeschluss über die kantonale Liegenschaftssteuer auf 
Zweitliegenschaften – Das Bundesgericht tritt im vereinfachten Verfahren 
nicht auf die Beschwerde ein, da es sich in einem vorausgehenden Urteil 
bereits mit der Zulässigkeit der vorliegend gerügten Abstimmungsfrage 
befasst habe. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 27. Oktober 2025 (1C_628/2025) 

Verfahrensleitende Anordnung im Rahmen einer Stimmrechtsbeschwerde 
betreffend die Gemeindeversammlung der Einwohnergemeinde Muttenz 
vom 17. Juni 2025 – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, 
da es sich bei der betreffenden Anordnung um einen offensichtlich nicht 
selbständig anfechtbaren Zwischenentscheid handle. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 28. Oktober 2025 (1C_629/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über das E-ID-
Gesetz – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese 
offensichtlich nicht hinreichend begründet worden sei. 

 

 
Verfügung des Bundesgerichts vom 5. November 2025 (1C_618/2025) 

Kirchgemeindeversammlung der römisch-katholischen Kirchgemeinde 
Herz Jesu Turbenthal vom 22. Juni 2025 – Das Bundesgericht nimmt 
Kenntnis von der Rückzugserklärung des Beschwerdeführers und schreibt 
die Beschwerde als gegenstandslos ab. 

 

 

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=6&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F17-10-2025-1C_532-2025&number_of_ranks=993
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=3&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F27-10-2025-1C_628-2025&number_of_ranks=993
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F28-10-2025-1C_629-2025&number_of_ranks=993
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F05-11-2025-1C_618-2025&number_of_ranks=993
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2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 4. September 2025 

(VB.2025.00484) 

Urnenabstimmung der Gemeinde Maur vom 24. März 2025 – 
Kreditbewilligung für die Erweiterung einer Asylunterkunft bzw. zweier 

Asylunterkünfte – Das Verwaltungsgericht heisst die Beschwerde gegen 
den vorausgehenden Beschluss des Bezirksrats Uster gut. Der Bezirksrat 
hatte den Rekurs des Beschwerdegegners gutgeheissen, da die 
Abstimmungsvorlage die Einheit der Materie verletze. Die Vorlage bestand 
aus zwei Varianten, von denen beide die Erweiterung der Asylunterkunft 
Tobelstrasse vorsahen; eine davon sah zusätzlich die Erweiterung der 
Asylunterkunft Lohwis vor. Das Verwaltungsgericht hält fest, dass das 
Trennungsverbot eine künstliche Aufteilung einer Finanzvorlage verbiete. 
Nach dem Vermengungsverbot darf sich die Vorlage zudem nur auf 
mehrere Gegenstände beziehen, wenn zwischen ihnen eine enge sachliche 
Verbindung bestehe. Vorliegend bestehe angesichts des gemeinsamen 
Zwecks eine ausreichend enge Verbindung zwischen den zwei Varianten, 
weshalb die Durchführung einer einzigen Abstimmung zulässig sei. Darüber 
hinaus bestehe keinen Anspruch darauf, dass eine Behörde der 
Stimmbevölkerung jede mögliche Variante zur Entscheidung vorlege. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Aargau vom 3. November 2025 

(WBE.2024.114) 

Ungültigerklärung eines Referendumsbegehrens gegen drei Beschlüsse 
einer römisch-katholischen Kirchgemeindeversammlung – Das 
Verwaltungsgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein. Dem 

Beschwerdeführer mangle es an einem aktuellen und praktischen 
Rechtsschutzinteresse, da die Stiftung das Interesse am Baurechtsvertrag 
– welcher mittels Referendum hätte verhindert werden sollen – mittlerweile 
verloren hatte. Damit bleiben jedoch das abweisende Urteil der Vorinstanz 
und damit auch der Beschluss der Kirchgemeindeversammlung bestehen. 
Das Verwaltungsgericht führt deshalb aus, dass es rechtsmissbräuchlich 
wäre, doch noch auf die Beschlüsse zurückzukommen. Es hält im Dispositiv 
«von Amtes wegen» fest, dass gestützt auf die betreffenden Beschlüsse der 
Kirchgemeindeversammlung kein Baurechtsvertrag mehr abgeschlossen 
werden dürfe. 

https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=225259&W10_KEY=13279196&nTrefferzeile=16&Template=standard/results/document.fiw
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/11836
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Urteil des Kantonsgerichts Freiburg vom 4. November 2025 (601 2025 70) 

Vorbereitende Handlungen für die Urnenabstimmung der Gemeinde 
Surpierre vom 18. Mai 2025 – Einführung eines Gemeindeparlaments – Das 
Kantonsgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese offensichtlich 
verspätet sei. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Freiburg vom 4. November 2025 (601 2025 72) 

Vorbereitende Handlungen für die Urnenabstimmung der Gemeinde 
Surpierre vom 18. Mai 2025 – Einführung eines Gemeindeparlaments – Das 
Kantonsgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese offensichtlich 
verspätet sei. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Freiburg vom 12. November 2025 
(601  2025  192) 

Vorbereitende Handlungen für die Urnenabstimmung der Gemeinde Cugy 
vom 30. November 2025 – Investitionskredit für die Renovierung des Hôtel-
Restaurant de l'Ange – Das Kantonsgericht weist die Beschwerde ab, 
soweit es darauf eintritt. Der Beschwerdeführer rügte einerseits, dass der 
Gemeinderat eine – von der Abstimmungsbotschaft unabhängige – 
Informationsbroschüre an die Bevölkerung verteilt hatte. Andererseits 
bemängelte er, dass der Gemeinderat ein Treffen mit denjenigen 
Mitgliedern des Gemeindeparlaments abgehalten hatte, welche nicht zu 
den Unterzeichnenden des Referendums gegen den Kredit zählten. Das 
Kantonsgericht hält diese Kampagne der Behörden hingegen für 
rechtmässig und sieht keine Beeinträchtigung der freien Willensbildung der 

Stimmbevölkerung. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Solothurn vom 14. November 2025 
(VWBES.2025.314) 

Urnenabstimmung der Gemeinde Biberist vom 28. September 2025 – 
Revision der Gemeindeordnung – Das Verwaltungsgericht weist die 
Stimmrechtsbeschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Die 
Beschwerdeführer beantragten insbesondere eine Aufhebung der 
Abstimmung. Sie rügten im Wesentlichen, dass die Abstimmungsbotschaft 
die Stimmberechtigten «alleine lasse», indem sie sich namentlich nicht mit 

https://publicationtc.fr.ch/?dec=494bd0385a864ffdb763386b01b404df&index=TC&locale=de
https://publicationtc.fr.ch/?dec=2313a0eac7d04d369416e5826ad6e115&index=TC&locale=de
https://publicationtc.fr.ch/?dec=9fd76af64f14412ca9cef77e3044990b&index=TC&locale=de
https://gerichtsentscheide.so.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WEB&Schema=JGWEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=DE&nF30_KEY=172564&W10_KEY=10691582&nTrefferzeile=1&Template=/simple/search_result_document.html
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den Nachteilen der Revision befasse. Das Verwaltungsgericht hingegen 
kommt zum Schluss, dass die Botschaft nicht «merklich unausgewogen» 
gewesen sei. Obwohl eine Orientierung über die Vor- und Nachteile der 
Revision angezeigt gewesen wäre, habe der Mangel die freie 
Meinungsbildung nicht wesentlich beeinträchtigt. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Solothurn vom 18. November 2025 
(VWBES.2025.355) 

Resultat des zweiten Wahlgangs um das Stadtpräsidium der 
Einwohnergemeinde der Stadt Grenchen vom 28. September 2025 – Das 
Verwaltungsgericht weist die Wahlbeschwerde ab, soweit es darauf eintritt. 
Der Beschwerdeführer brachte im Wesentlichen vor, dass es im Wahlbüro 
zu verschiedenen Unstimmigkeiten gekommen sei. Unter anderem seien 
Ausstandsbestimmungen verletzt und dem «Lager» der einen Kandidatin 
vorab ein Trend kommuniziert worden. Dies habe eine Mobilisierungsaktion 
am Morgen des Wahltags ermöglicht, welche die Wahl entscheidend 
geprägt habe. Während das Verwaltungsgericht zwar gewisse 
Unregelmässigkeiten in Bezug auf das Entgegennehmen von 
Wahlcouverts, deren Aufbewahrung sowie Vorbereitungsarbeiten zur 
Auszählung feststellt, hätten diese den Ausgang der Wahl nicht verändert. 

 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 

Keine 

 

 

 

 

 

 

https://gerichtsentscheide.so.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WEB&Schema=JGWEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=DE&nF30_KEY=172954&W10_KEY=10706429&nTrefferzeile=1&Template=/simple/search_result_document.html
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3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen1 

- Initiativen im Sammelstadium (12) (+1) 
- In Auszählung (0) (-1) 
- Beim Bundesrat hängig (7) (0) 
- Beim Parlament hängig (12) (+1) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (5) (0) 
 
 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 28. Oktober 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für den Schutz vor schädlicher Strah-
lung! (Millimeterwellen-Initiative)» hat die Vorprüfung bestanden. Die Sam-
melfrist läuft bis am 11. Mai 2027. (BBl 2025 3233) 

 

 

Botschaft des Bundesrats vom 5. November 2025 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Für ein modernes 
Bürgerrecht (Demokratie-Initiative)» empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung 
der Initiative. (BBl 2025 3372) 

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 20. November 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Asylmissbrauch stoppen! 
(Grenzschutzinitiative)» ist mit 107 974 gültigen Unterschriften zustande 
gekommen. Die Initiative fordert eine Wiedereinführung systematischer 
Grenzkontrollen und diverse Verschärfungen des Asylrechts. 
(BBl 2025 3401)  

 

 

 

 
1 Stand 30. November 2025. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/3233
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/3372
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/3401
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4. Publikationen 

 

 

BIAGGINI GIOVANNI, Verfassungsrechtliche Betrachtungen zur Methode der 
Rechtsfindung, ZSR 144 (2025) I, Heft 5, S. 391 ff. (LEXCampus) 

 

 

EHRENZELLER BERNHARD ET AL., Verfassungsinterpretation, Zürich 2025 
(Verlag)  

 

 GOY SIMEON, Immunité relative des membres de l’Assemble fédérale : 
quelle compatibilité avec l’article 6 de la Convention européenne des droits 
de l’homme?, ex/ante 2/2025, S. 147 ff. (LEXCampus) 

 

 HUWYLER OLIVER/BAILER STEFANIE/GIGER NATHALIE, Einkünfte aus Lobbytä-
tigkeiten: Offenlegung stärkt Vertrauen in Parlamentsmitglieder, DeFacto 
vom 10. November 2025 (Link) 

 

 JAMETTI MONIQUE, Soft law und seine Auswirkungen, ZBJV 11/2025, 
S. 671 ff. (Link)  

 

 MASÜGER ANDREAS, Schutz der Medien zum Schutz der Demokratie und 
Rechtsstaat, ZFS Nr. 16/2025 (Link) 

 

 

PIRKER BENEDIKT, Zur Frage des obligatorischen Referendums für die «Bi-
lateralen III» – Eine Replik auf Hansjörg Seiler, Jusletter vom 10. November 
2025 (Link) 

 

 SCIARINI PASCAL/WALDER MAXIME, The Educational Gap of Voting Choices 
in the Swiss Direct Democracy, SPSR vom 18. November 2025 (Link) 

 

https://app.legalis.ch/legalis/chapterview-document.seam?documentId=pjpxu43sl5vdembsgvpwsx3igvpxgmzzge&facet=Ausgaben%1F2025%1FI%1F5&dynamic-toc=zsr
https://www.dike.ch/rechtsgebiete/verfassungsrecht/ehrenzeller-verfassungsinterpretation
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/6de10f08-1690-4249-9883-6904f50e4c63
https://www.defacto.expert/2025/11/10/einkuenfte-aus-lobbytaetigkeiten-offenlegung-staerkt-vertrauen-in-parlamentsmitglieder/
https://zbjv.recht.ch/de/artikel/01zbjv1125abh/soft-law-und-seine-auswirkungen
https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/Z%C3%BCrcher-FORUM-zur-Staatsleitung/Schutz-der-Medien-zum-Schutz-von-Demokratie-und-Rechtsstaat.html
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2025/1261/zur-frage-des-obliga_5b5b99eac1.html__ONCE&login=false
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/spsr.70017
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5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 

 

Kontakt: 
 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, MLaw 

Joel Probst, BLaw 

https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

